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Weltkirchenrat: 
Wandel nötig zur Sicherung
von Wohlergehen und
Nachhaltigkeit

Die Rolle der Religion und glaubensbasierter
Organisationen in internationalen Angele-
genheiten stand bei einem Symposium in
New York zum Thema “Sicherung des
Wohlergehens der Menschen und der plane-
tarischen Nachhaltigkeit” im Mittelpunkt. Es
wurde vom Oekumenischen Rat der Kirchen
und einer Koalition von Glaubensgemein-
schaften und UN-Partnern organisiert. Mehr
als 600 Menschen nahmen an der Online-
Veranstaltung teil, sowohl UNO-Mitarbei-
ter, Vertreter internationaler religiöser Orga-
nisationen wie auch Experten für Klimawan-
del oder für Abrüstung.

Nicht nur in Köpfen, auch in Herzen 

Der Vorsitzende des OeRK-Zentralaus-
schusses, Landesbischof Dr. Heinrich Bed-
ford-Strohm, wies darauf hin, dass Religion
nicht nur die Köpfe der Menschen erreicht,
sondern auch ihre Herzen. “Deshalb sind
Religionsgemeinschaften so wichtig für The-
men wie menschliches Wohlergehen und pla-
netarische Nachhaltigkeit, die eng mit unse-
ren Einstellungen und Lebensstilen ver-

knüpft sind und nur dann erfolgreich voran-
getrieben werden können, wenn politischer
Wandel mit einem Wandel der Herzen ver-
bunden ist”, erläuterte er. “Gemeinsam wol-
len wir als Religionsgemeinschaften das
Wohlergehen der Menschen und die planeta-
rische Nachhaltigkeit sichern.”
Kirchen und Religionsgemeinschaften im

Allgemeinen seien die besten Akteure der
globalen Zivilgesellschaft. “Sie sind tief in
den lokalen Gemeinden verwurzelt und
leben gleichzeitig in einem globalen Hori-
zont, indem sie ihren Glauben an einen
Gott bekräftigen, der Himmel und Erde
geschaffen hat”, sagte er. 

Soziale Dienste, Gesundheit, Bildung

Ulrika Modéer, stellvertretende UN-Gene-
ralsekretärin bestätigte: “Historisch gesehen
haben viele religiöse Akteure den lokalen
Gemeinschaften lebenswichtige soziale
Dienste zur Verfügung gestellt, insbesondere
in den Bereichen humanitäre Hilfe, Gesund-
heit und Bildung. In vielen Ländern sind sie
sogar die wichtigsten zivilgesellschaftlichen
Akteure”.
Botschafter Sergio Duarte, brasilianischer

Ex-Botschafter, sprach über Abrüstung. “Es
ist zum Gemeinplatz geworden, den Klima-
wandel und die Existenz von Atomwaffen
als die beiden größten existenziellen Bedro-
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Eine Delegation junger Menschen aus der Taize-Gemeinschaft zu Besuch beim Weltkir-
chenrat in Genf am 6. März. Ihre Erkenntnis: "Wir gehören zur selben Familie". 
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hungen für das menschliche Leben und die
Zivilisation auf unserem Planeten zu
bezeichnen”, sagte er. 
Die Redner und Teilnehmer betonten

auch die wichtigsten Erkenntnisse in Bezug
auf die Arbeit für die menschliche Sicherheit
und die Rolle, die verschiedene Akteure
spielen können. Das Symposium befasste
sich konkret mit der Entwicklung von
Einigkeit, Solidarität, internationaler
Zusammenarbeit und global koordinierten
Maßnahmen, die notwendig sind, um die
menschliche Sicherheit zu verwirklichen.

Neuer OeRK-Generalsekretär:
Besuch bei orthodoxem Primas

Der neue Generalsekretär des OeRK, Jerry
Pillay, hat das Oekumenische Patriarchat von
Konstantinopel besucht. Die Visite in Istan-
bul beim Ehrenoberhaupt der Weltorthodo-
xie, Patriarch Bartholomaios I., war der erste
offizielle Besuch seit Pillays Amtsantritt am
1. Januar 2023. 

Pillay würdigte die dauerhafte Beziehung
zwischen dem Oekumenischen Patriarchat
und dem Weltkirchenrat. Man sei „ent-
schlossen, gemeinsam für Einheit und Ver-
söhnung zu arbeiten, ungeachtet der
Herausforderungen der Zeit (...) mutig
unser Zeugnis für die Sorge um Gottes
Schöpfung zu teilen". Bartholomaios ist
bekannt für sein Engagement zur Bewah-
rung der Schöpfung Besonderes Augenmerk
legten die Gesprächspartner auf die ökume-
nische Planung für das 1.700-jährige Jubilä-
um des Konzils von Nicäa im Jahr 2025.

OeRK und Russische Orthodoxie: 
Am Dialog festhalten

Seit Jahresbeginn ist Jerry Pillay Generalse-
kretär des Oekumenischen Rates der Kirchen
(OeRK). Im Interview mit dem Evangeli-
schen Pressedienst plädiert der Südafrikaner
für eine Fortsetzung des Gesprächs mit der
Russisch-orthodoxen Kirche - auch wenn
deren Leitung den Ukraine-Krieg rechtfer-
tigt. 
Pillay führte aus, dass sich der OeRK seit

Februar vergangenen Jahres für ein Ende

unserer Erde - und doch können Verände-
rungen im lateinamerikanischen Ökosystem
laut einer neuen Studie Veränderungen in
der Nähe des Himalajas auslösen, so die Stu-
die in “Nature Climate Change”. Bei beiden
handelt es sich um Kippelemente, also um
jene Teile der planetaren Maschinerie, die
empfindlich auf die globale Erwärmung rea-
gieren und an bestimmten Schwellenwerten
abrupt und oft unumkehrbar von einem
Zustand in einen anderen übergehen kön-
nen. Ein internationales Team von Forschen-
den wendet die Theorie komplexer Netzwer-
ke auf diese Elemente an und findet überra-
schende - und beunruhigende - weitreichen-
de Verbindungen. 
“Abholzung, Straßenbau und Erwär-

mung belasten den Amazonas-Regenwald
bereits heute und werden dies in Zukunft
wahrscheinlich noch stärker tun”. 

Analyse der Lufttemperatur von
65.000 Sub-Regionen über 40 Jahre

Die Forscher analysierten die Veränderungen
der oberflächennahen Lufttemperatur in
einem Raster von mehr als 65.000 Sub-
Regionen, verteilt als Knotenpunkte auf dem
Globus, und zwar mit Daten aus den letzten
40 Jahren. Auf diese Weise konnten sie fest-
stellen, wie Veränderungen an einem Kno-
tenpunkt die Veränderungen an einem ande-
ren Knotenpunkt beeinflussen. Es gelang
ihnen, einen deutlichen Verlauf über mehr
als 20.000 Kilometer zu erkennen - von Süd-
amerika über das südliche Afrika zum Nahen
Osten und schließlich zum tibetischen Pla-
teau. Die Klimaextreme im Amazonasgebiet
seien mit den Klimaextremen in Tibet ver-
bunden. “Wenn es im Amazonas wärmer
wird, wird es auch in Tibet wärmer. Für die
Temperaturen gibt es also eine positive
Wechselwirkung. Anders ist es beim Nieder-
schlag. Regnet es mehr im Amazonasgebiet,
fällt in Tibet weniger Schnee.”
Die Forscher entdeckten die Frühwarn-

signale anhand von Daten zur Schneedecke
- und stellten dabei fest, dass das tibetische
Plateau seit 2008 an Stabilität verliert und
sich einem Kipppunkt nähert. Trotz seiner
abgelegenen Lage ist das tibetische Plateau
als wichtiger Wasserspeicher für das Leben
vieler Menschen von großer Bedeutung.
Es sei unwahrscheinlich, resümiert Mitau-

tor Hans Joachim Schellnhuber, dass das
Klimasystem als Ganzes kippt. Aber sub-
kontinentale Kippereignisse könnten im
Laufe der Zeit ganze Gesellschaften schwer
treffen und wichtige Teile der Biosphäre
bedrohen.

Temperaturanstieg: 
Die Gletscher schmelzen weg

Gebirgsgletscher, ganzjährige Eismassen mit
Ausnahme der grönländischen und antarkti-
schen Eisschilde, sind eine kritische Wasser-

des russischen Angriffskrieges gegen die
Ukraine einsetze. Keine Seite gewinne an
einem Krieg, unter dem vor allem die nor-
male Bevölkerung leidet. Daher engagiert
sich der OeRK für einen gerechten Frieden.
Er wolle den Dialog zwischen den Konflikt-
parteien fördern. Der beste Weg dafür sei,
“unterschiedliche Menschen und verschie-
dene Parteien an einen Tisch zu bringen”.
Der Weltkirchenrat sei aber keine politische
Gruppe, sondern repräsentiere Christen auf
der Suche nach Frieden in der Welt. 
Zu Waffenlieferungen an die Ukraine

meinte er, die Menschen in der Ukraine
müssen sich gegen den Aggressor verteidi-
gen. Der Ruf nach mehr Waffen sei ein Hil-
feruf für mehr Beistand gegen die russische
militärische Invasion. “Das Land hat natür-
lich das Recht auf Verteidigung. Wir als
Weltkirchenrat bevorzugen aber Wege zu
einer friedlichen Lösung. Das hängt natür-
lich auch von den Russen ab und ihrer
Bereitschaft, sich auf Friedensgespräche ein-
zulassen.”
Der OeRK werde versuchen, auf den

Moskauer Patriarchen Kyrill und den Rest
der Russisch-orthodoxen Kirche einzuwir-
ken, um eine friedliche Lösung in diesem
Konflikt zu finden. Statt die militärische
Aggression Russlands zu rechtfertigen,
müsse die orthodoxe Kirche sich daran
beteiligen, eine friedvolle Lösung in dem
Konflikt zu finden.
Pillay führte aus: “In Gesprächen mit der

Leitung der Russisch-orthodoxen Kirche
wurde deutlich, dass man dort den Krieg
keinesfalls unterstützt. Dort verurteilt man
den Krieg genauso, wie wir das tun. Wir
sehen auch die Schwierigkeit für eine Natio-
nalkirche in diesem Land in dieser Zeit. Für
die Orthodoxen ist es sehr schwierig, eine
andere Position einzunehmen, als sie es im
Moment tun. Leider ist es so, wie es ist.
Aber wir beobachten, dass es auf russischer
Seite eine Bereitschaft zum Dialog gibt. Sie
wollen den Dialog mit anderen Kirchen in
der Welt fortsetzen und bitten zugleich um
Verständnis für ihren Kontext. Deshalb ist
der Dialog gerade jetzt so entscheidend.”
Die Vollversammlung habe sich für eine

Fortsetzung des Dialogs ausgesprochen,
solange es möglich ist. Diese Haltung setzt
der Weltkirchenrat zurzeit um. Pillay fügte
auf Befragen durch epd hinzu, das schließe
nicht aus, dass der OeRK drastischere Maß-
nahmen ergreife, wenn die Dinge außer
Kontrolle geraten. Möglicherweise könnte
es am Ende zu einer Aussetzung der Mit-
gliedschaft der ROK. Aber zum jetzigen
Zeitpunkt werde der Dialog fortgesetzt.

Klimakipppunkte verknüpft: 
Hitze des Amazonas treibt
Temperaturen in Tibet

Der Amazonas-Regenwald und die tibetische
Hochebene liegen auf verschiedenen Seiten
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Jerry Pillay bei Patriarch Bartholomaios
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ressource für fast zwei Milliarden Menschen
und werden durch die globale Erwärmung
bedroht. Wissenschaftler prognostizierten,
wie diese Gletscher bei einem globalen Tem-
peraturanstieg von 1,5° bis 4°C betroffen
sein werden, und kamen zu dem Ergebnis,
dass sie bis zum Jahr 2100 ein Viertel bis fast
die Hälfte ihrer Masse verlieren werden
(Rounce et al.). Ihre Berechnungen deuten
darauf hin, dass die Gletscher wesentlich
mehr Masse verlieren und mehr zum Anstieg
des Meeresspiegels beitragen werden, als die
derzeitigen Schätzungen vermuten lassen. 
Der Massenverlust der Gletscher steht in
linearem Zusammenhang mit dem Tempera-
turanstieg, so dass eine Verringerung des
Temperaturanstiegs auch den Massenverlust
verringert. 

Anglikanische Gemeinschaft:
Für Vertrag über die Nichtver-
breitung fossiler Brennstoffe 

Gemäß ihrem Auftrag ist es Ziel der anglika-
nischen Kirche, die Schöpfung zu schützen,
zu erneuern und zu erhalten. 
Im August 2022 schlossen sich die

Bischöfe der anglikanischen Kirche auf der
jährlichen Lambeth-Konferenz den
Demonstranten von Christian Climate
Action an. Sie forderten, dass die Kirche
sich von ihren Investitionen in fossile
Brennstoffe trennt und den Vertrag über die
Nichtverbreitung fossiler Brennstoffe unter-
zeichnet. Dieser Vertrag zielt darauf ab, die
Ausbeutung fossiler Brennstoffe zu stoppen
und einen Übergang von Kohle, Gas und
Öl zu sauberen Energiequellen zu schaffen.
Im Februar 2023 wurde danach auf der

Tagung des Anglikanischen Konsultativrats
(ACC18) in Accra, Ghana, eine Resolution
zur Unterstützung des Vertrags über die
Nichtverbreitung fossiler Brennstoffe verab-
schiedet.

Klimarisikoversicherungen:
Wirtschaftliche Verluste
begrenzen

Die globale Erwärmung führt in den USA
wahrscheinlich zu einer Häufung besonders
schwerer Hurrikane und einem deutlichen
Anstieg der damit verbundenen Schäden.
Ein umfassenderer Versicherungsschutz
könnte dabei helfen, die zunehmenden wirt-
schaftlichen Folgen zu verringern. Das zeigt
eine aktuelle Studie des Potsdam-Instituts
für Klimafolgenforschung, PIK, (in www.sci-
ence.org).Deren Fazit: Es gelte als gesichert,
dass unter fortschreitendem Klimawandel der
Anteil besonders schwerer Hurrikane
zunimmt. Selbst wenn die Erderwärmung
auf unter 2° Celsius begrenzt wird, zeigen
die Computersimulationen, dass sich in den

USA die Verluste
beim Wirtschafts-
wachstum durch
Hurrikane im Ver-
gleich zum histori-
schen Zeitraum mehr
als verdoppeln könn-
ten. 
Eine umfassende,

steuerfinanzierte Kli-
marisikoversicherung
könnte dagegen die
wirtschaftliche Erho-
lung beschleunigen
und so klimabedingte
wirtschaftliche Ver-
luste begrenzen. 

Nationale Versi-
cherungslösungen für Entwicklungs-
länder unzureichend

Für stark betroffene Entwicklungsländer sind
nationale Versicherungslösungen jedoch
schon heute unzureichend, um die wirt-
schaftlichen Folgen von Extremwettereignis-
sen ausreichend abzufedern. Sie müssten um
ein breites Portfolio weiterer Anpassungs-
maßnahmen ergänzt werden, wie zum Bei-
spiel Investitionen in bessere Bebauungsstan-
dards und resilientere Infrastruktur.
Die Forschenden des PIK weisen darauf

hin, dass neben diesen Anpassungsmaßnah-
men auch eine schnelle und massive Redu-
zierung von Treibhausgasemission essentiell
ist, um Klimaschäden langfristig zu verrin-
gern: “Die gegenwärtigen Klimaschutzmaß-
nahmen reichen nicht aus, um die Erderwär-
mung wie im Pariser Abkommen beschlos-
sen auf deutlich unter 2° Celsius zu begren-
zen. Sie lassen uns eher auf eine Erwärmung
von 2,7°C zusteuern. 

Zu arm um zu gehen: 
Klimawandel schwächt
Wirtschaft im globalen Süden

Es wird allgemein angenommen, der Klima-
wandel verstärke Migration weltweit. In den
vergangenen 30 Jahren wurde dieser Effekt
aber stark verringert, und zwar weil der Kli-
mawandel das Wirtschaftswachstum in den
Ländern des globalen Südens schwächt und
mehr Menschen in drastische Armut treibt. 
“Der Klimawandel verringert das Wirt-
schaftswachstum in fast allen Ländern der
Welt”, erläutert Jacob Schewe, vom Pots-
dam-Institut für Klimafolgenforschung
(PIK) . “Dies wirkt sich aber in ärmeren und
reicheren Ländern sehr unterschiedlich aus.
Insgesamt hat die Migration im Zusammen-
hang mit dem Klimawandel zugenommen -
in geringerem Maße, als man hätte erwarten
können. Der Grund ist bitter: In armen Län-
dern fehlen vielen Menschen in Not die Mit-
tel, um auswandern zu können.” Ihnen blei-
be keine Wahl als zu bleiben, wo sie sind.

In ihrer Studie konzentrierten sich die PIK-
Wissenschaftler auf einen wichtigen Einfluss-
faktor für Migrationsströme - das Einkom-
mensniveau eines Landes. Sie untersuchten,
wie sich der Klimawandel auf die internatio-
nale Migration auswirkt, indem sie das Ein-
kommensniveau mehrerer Länder von 1990
bis 2020 analysierten.
“Das Wirtschaftswachstum beeinflusst das

nationale Einkommensniveau und dieses
wiederum die Migration. Sowohl aus Län-
dern mit hohem als auch aus Ländern mit
sehr niedrigem Einkommensniveau wandern
relativ wenige Menschen aus. Bei den armen
Ländern liegt das unter anderem daran, dass
sich viele Menschen einfach die Ausreise
nicht leisten können”. 

Bevölkerungswachstum: 
Weltweiter Rückgang der
Geburtenrate bis 2100 erwartet

Die Welt ist schlecht auf den weltweiten Ein-
bruch der Geburtenzahlen vorbereitet, der
nach Ansicht von Forschern “atemberauben-
de” Auswirkungen auf die Gesellschaften
haben wird.
Sinkende Geburtenraten bedeuten, dass

fast jedes Land bis zum Ende des Jahrhun-
derts eine schrumpfende Bevölkerung haben
könnte.
In 23 Ländern - darunter Spanien und

Japan - wird sich die Bevölkerungszahl bis
2100 voraussichtlich halbieren.
Die Länder werden auch dramatisch

altern, denn es werden so viele Menschen
80 Jahre alt, wie neu geboren werden.

Hintergründe

Die Fruchtbarkeitsrate - die durchschnittli-
che Anzahl der Kinder, die eine Frau zur
Welt bringt - sinkt. Wenn die Zahl unter
etwa 2,1 fällt, beginnt die Bevölkerungszahl
zu sinken.
Im Jahr 1950 bekamen Frauen im Durch-

schnitt 4,7 Kinder in ihrem Leben.
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Die Ärmsten leiden am meisten. Hier eine Szene aus West-Papua,
das zudem von indonesischer Militärverwaltung bedrängt wird. 
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Forscher des Institute for Health Metrics
and Evaluation der University of Washington
haben gezeigt, dass sich die weltweite
Fruchtbarkeitsrate im Jahr 2017 auf 2,4 fast
halbiert hat - und ihre in “Lancet” veröffent-
lichte Studie geht davon aus, dass sie bis zum
Jahr 2100 auf unter 1,7 fallen wird.
Infolgedessen erwarten die Forscher, dass

die Zahl der Menschen auf der Erde um das
Jahr 2064 einen Höchststand von 9,7 Milli-
arden erreichen wird, bevor sie bis zum
Ende des Jahrhunderts auf 8,8 Milliarden
zurückgeht. Damit gehe der größte Teil der
Welt in einen natürlichen Bevölkerungs-
rückgang über, erklärte der Forscher Chris-
topher Murray gegenüber der BBC.
Gründe dafür sind, dass mehr Frauen eine

Ausbildung absolvieren und arbeiten, es
gibt auch besseren Zugang zu Verhütungs-
mitteln, was dazu führt, dass Frauen sich für
weniger Kinder entscheiden.

Bevölkerungsrückgang in Beispielen

Die stärksten Auswirkungen lassen sich in
verschiedenen Ländern beispielhaft finden:
Die Bevölkerung Japans wird von einem

Höchststand von 128 Millionen im Jahr
2017 bis zum Ende des Jahrhunderts auf
weniger als 53 Millionen sinken.
Für Italien wird im selben Zeitraum ein

ebenso dramatischer Bevölkerungsrückgang
von 61 Millionen auf 28 Millionen erwartet.
China, das derzeit bevölkerungsreichste

Land der Welt, wird voraussichtlich in vier
Jahren mit 1,4 Milliarden Menschen seinen
Höchststand erreichen, bevor es sich bis
zum Jahr 2100 auf 732 Millionen Men-
schen fast halbiert. Indien wird demnächst
seinen Platz einnehmen.
Dies wird jedoch ein wirklich globales

Problem sein, denn in 183 von 195 Ländern
liegt die Fruchtbarkeitsrate unter dem
Reproduktionsniveau.
Die Zahl der über 80-Jährigen wird von

141 Millionen im Jahr 2017 auf 866 Millio-
nen im Jahr 2100 ansteigen.

Wettbewerb um Migranten absehbar

Probleme entstehen dadurch in der Gesund-
heitsversorgung für ältere Menschen und der
Frage der Lebensarbeitszeit.  
Als Folge lässt sich absehen, dass wir von

einer Phase, in der man sich entscheiden
kann, übergehen zu einem offenen Wettbe-
werb um Migranten, da es nicht mehr
genug geben wird.
Die Bevölkerung der afrikanischen Länder

südlich der Sahara wird sich bis zum Jahr
2100 voraussichtlich auf mehr als drei Milli-
arden Menschen verdreifachen.
Der Studie zufolge wird Nigeria mit einer

Bevölkerung von 791 Millionen Menschen
das zweitgrößte Land der Welt werden.

Herausforderung Rassismus

Die Forscher folgern “Wir werden im Laufe

sich dabei anschauen kann, sind beispiels-
weise Strategien, die uns ermöglichen, Pro-
dukte länger zu nutzen, besser zu reparie-
ren, somit die Wiedernutzung zu ermögli-
chen, geteilt zu nutzen - um dadurch die
Nachfrage nach Produkten insgesamt zu
senken.”
Die Industrie müsse sich rascher und stär-

ker in Richtung Kreislaufwirtschaft bewegen
und zusehen, mehr Rohstoffe wiederzuver-
werten, um weniger Material und Energie
zu verbrauchen. 
Mittlerweile verwies Oxfam darauf, dass

125 Milliardäre im Durchschnitt wegen
ihrer Investitionen für so viele Emissionen
verantwortlich sind wie eine Million Men-
schen aus den ärmeren 90 Prozent der
Weltbevölkerung.

Brasilien: 
Militäreinsatz gegen illegale
Goldsucher in Yanomanigebiet

Das brasilianische Militär geht mit zahlrei-
chen Einsätzen gegen illegale Goldsucher im
Schutzgebiet des Yanomami-Volkes vor. Das
bestätigte Verteidigungsminister José Mucio
Monteiro am 8. Februar laut der Tageszei-
tung “Folha de São Paulo”. Flugzeuge und
Maschinen der Goldgräber seien zerstört
und weitere Ausrüstung beschlagnahmt wor-
den.
Zudem wurde der Luftraum über dem

Schutzgebiet gesperrt, das sich im äußersten
Norden an der Grenze zu Venezuela befin-
det. Am Fluss Uraricoera wurde eine Kon-
trollstation errichtet. Zahlreiche fliehende
Goldgräber seien festgenommen worden.
An der Militäraktion nahmen auch Vertreter
der Umweltbehörde Ibama und der Indige-
nenbehörde Funai teil.
Brasiliens neue Regierung unter Präsident

Luiz Inácio Lula da Silva hat die humanitäre
Notlage für das Volk der Yanomami ausge-
rufen. Mehr als 600 Kinder sind Ende ver-
gangenen Jahres an Unterernährung und an
Krankheiten gestorben, die von den Ein-
dringlingen eingeschleppt wurden. Tausen-
de Yanomami sind vom Tod bedroht. Mehr
als die Hälfte der Kinder sind laut den
Angaben unterernährt. Menschenrechtsor-
ganisationen machen die Regierung des
abgewählten Jair Bolsonaro dafür verant-
wortlich. Das Ausmaß der Not war erst
nach dem Regierungswechsel im Januar ans
Tageslicht gekommen.

Lula spricht von Völkermord

Die Interamerikanische Menschenrechts-
kommission (CIDH) rief Brasilien auf, alles
für den Erhalt der Yanomami zu unterneh-
men. Die schwere humanitäre Krise des Vol-
kes beruhe auf ethnischer Diskriminierung
und sei erschütternd, erklärte das Gremium
in Washington. Demnach waren bis vor Kur-
zem rund 20.000 illegale Goldsucher im
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dieser Entwicklung viel mehr Menschen afri-
kanischer Abstammung in viel mehr Ländern
haben.
“Wenn es in vielen Ländern eine große

Anzahl von Menschen afrikanischer
Abstammung gibt, wird es umso wichtiger
sein, die Herausforderungen des Rassismus
weltweit zu erkennen.”
Wenn diese Vorhersagen auch nur halb-

wegs zutreffen, wird die Migration für alle
Nationen zu einer Notwendigkeit und nicht
zu einer Option.
Ein Fazit der Forscher: “Die Verteilung

der Bevölkerung im arbeitsfähigen Alter
wird entscheidend dafür sein, ob die
Menschheit gedeiht oder verkümmert.”

Klimaneutralität bis 2045: 
Nur bei weniger Konsum 

Deutschland will bis 2045 klimaneutral sein.
Allein mit CO2-Bepreisung und Technolo-
gie, sei das nicht zu erreichen, so die Ein-
schätzung einer Arbeitsgruppe der Wissen-
schaftsakademien. Vielmehr sei ein “gesamt-
gesellschaftlicher Prozess” notwendig, wie
der DLF berichtet.
Die Energiewende bis zum Jahr 2045

werde scheitern, wenn man sie als rein tech-
nologische Transformation angehe, mahnt
die Arbeitsgruppe der Wissenschaftsakade-
mien. Deutschland könne nur dann so
schnell klimaneutral werden, wenn die
Nachfrage nach Energie sinke - wenn Wirt-
schaft, Haushalte und Verkehr also ihren
Verbrauch zurückschrauben. Ein hoher
CO2-Preis genüge nicht, um die klima-
schädlichen fossilen Energieträger schnell
genug zu verdrängen, heißt es in dem
Papier. 
Hans-Martin Henning vom Fraunhofer-

Institut für Solare Energiesysteme in Frei-
burg stellt fest, die Klimaziele seien ohne
Nachfrageänderungen kaum erreichbar.
“Wenn wir uns die Entwicklung in der Ver-
gangenheit anschauen, dann war sie eigent-
lich in allen Sektoren von Wachstum
geprägt: mehr an Pro-Kopf-Wohnfläche,
mehr an Fahrzeugen, die zugleich schwerer
und stärker motorisiert wurden. Und diese
Liste lässt sich lange fortsetzen.”

Suffizienzpolitik vonnöten

Das alles stehe nicht im Einklang mit dem
Klimaziel. Nötig sei stattdessen eine soge-
nannte Suffizienzpolitik, also ein Staat, der
den Rückgang von Energie- und Ressour-
cenverbrauch gezielt fördere. Ganz nach
dem Motto: Weniger ist mehr! Weniger
große Wohneinheiten; weniger Autoverkehr,
dafür eine stärkere Nutzung von Bahnen,
Bussen und Fahrrädern - aber auch weniger
Konsum!
Anke Weidlich, Professorin für Energie-

technologien an der Universität Freiburg,
ergänzte: “Handlungsfelder, die die man



Schutzgebiet der Yanomami. Die Justiz des
Landes müsse gegen sie vorgehen.
Die Regierung Lula hatte kurz nach

Amtsantritt eine Rettungsaktion gestartet
und mehr als 1.000 Yanomami, hauptsäch-
lich Kinder, in Krankenhäuser ausgeflogen.
“Es ist unmenschlich, was ich gesehen
habe”, hatte Lula nach einem Besuch im
Krisengebiet gesagt. Er bezichtigte seinen
Vorgänger Bolsonaro des Völkermordes.
Tausende Goldgräber holzten weite Teile

des Regenwaldes ab und verseuchten die
Natur. In den Flüssen finden sich hohe
Konzentrationen von Quecksilber, das zum
Auslösen von Gold benutzt wird. Wie das
Nachrichtenportal “Intercept” berichtete,
hatten die Yanomami wegen der schweren
humanitären Krise 21mal Hilfsgesuche an
Bolsonaro geschickt, die dieser aber igno-
rierte.

Kooperation:
Münchner Sicherheitskonferenz
und Potsdam-Institut für
Klimafolgenforschung

Die Münchner Sicherheitskonferenz (MSC)
und das Potsdam-Institut für Klimafolgen-
forschung (PIK) wollen gemeinsam gegen
die Bedrohungen durch die globale Erwär-
mung vorgehen. Der weltweite Ausstoß von
Treibhausgasen aus fossilen Brennstoffen wie
Kohle und Öl hat im vergangenen Jahr
Rekordwerte erreicht. Damit nehmen Wet-
ter-Extreme und Risiken für Ernten zu, was
schwelende Konflikte in armen Ländern
anfachen und zur Destabilisierung von
Gesellschaften beitragen kann. Um diese
Risiken zu begrenzen, haben MSC und PIK
als jeweils in ihren Gebieten führende Akteu-
re jetzt eine Kooperationsvereinbarung
unterzeichnet.
Die beiden Direktoren des PIK, der Kli-

maökonom Ottmar Edenhofer und der
Naturwissenschaftler Johan Rockström,
begrüßen die Vereinbarung. “Die Münch-
ner Sicherheitskonferenz ist ein Treffpunkt
von einzigartiger Bedeutung - und es ist
wichtig für die Welt, dass die Konferenz
einen umfassenden Begriff von Sicherheit
hat, zu dem auch das Klima gehört.
Gemeinsam werden wir an Ansätzen arbei-
ten für eine sichere Zukunft für alle”, so
Edenhofer. Rockström, einer der Redner
auf der MSC 2023, fügt hinzu: “Die Sicher-
heits-Fachwelt hat erkannt, dass der Klima-
wandel kein Umweltproblem ist, sondern
ein Problem für die Menschen, für die
gesellschaftliche Stabilität, und letztlich für
den Frieden.”

UNO plant Gipfelkonferenzen in Serie

Zur Verwirklichung der Agenda 2030 und
ihrer Ziele für nachhaltige Entwicklung
(SDGs) werden die Vereinten Nationen in

den kommenden Jahren eine Reihe von Gip-
felkonferenzen veranstalten, bei denen sich
die Regierungen mit verschiedenen Aspekten
der gegenwärtigen Krisen und Schritten zu
ihrer Überwindung befassen sollen. Im Sep-
tember 2023 wird der zweite SDG-Gipfel
der Vereinten Nationen eine Halbzeitbilanz
der bisherigen Umsetzung der Agenda 2030
und ihrer Ziele ziehen. 
Der Gipfel soll aber über das Spektrum

der Nachhaltigkeitsziele hinausreichen und
sich auch mit Themen wie Frieden und kol-
lektiver Sicherheit, der digitalen Zusammen-
arbeit und den Rechten zukünftiger Genera-
tionen befassen. Im Jahr 2025 könnten
dann auf der vierten Weltkonferenz über
Entwicklungsfinanzierung zusätzliche Mit-
tel zur Umsetzung der SDGs mobilisiert
und Schritte zu Reformen in der internatio-
nalen Finanzarchitektur ausgehandelt wer-
den. Darauf drängen zumindest die in der
G77 zusammengeschlossenen Länder des
globalen Südens. 

Klimakrise und die Folgen:
Es trifft die am wenigsten
verantwortlich sind

Die Klimakrise trifft die am wenigsten entwi-
ckelten und größtenteils agrarisch geprägten
Länder (LDCs) stark, ein Großteil der
Bevölkerung lebt in Risikozonen. Die Coro-
nakrise hat sie schwer mitgenommen. Bei der
Impfstoffversorgung mussten sie sich hinten
anstellen, während reichere Länder Dosen
horteten und millionenfach wegschmissen,
schreibt Bodo Ellmers vom Global Policy
Forum. Allein im ersten Jahr der Coronakri-
se haben Regierungen reicher Länder pro
Einwohner den 580-fachen Betrag für sozia-
le Sicherheit und Wirtschaftssubventionen
ausgeben können als LDCs. Der jüngste
Schock für die LDCs war der Anstieg der
Energie- und Nahrungsmittelpreise, die die
Importländer unter ihnen in harten Dollars
bezahlen müssen, die sie nicht haben. Gera-
de Entwicklungsfinanzierung ist eine zentra-
le Herausforderung für LDCs, wie das Glo-
bal Policy Forum analysiert hat. Auf den
internationalen Finanzmärkten werden sie
massiv benachteiligt. Bereits vor der jüngsten
Zinswende mussten sie drastische Zinsauf-
schläge zahlen. Wo Länder des globalen
Nordens im Schnitt ein Prozent Zinsen auf
Staatsanleihen zahlen müssen, waren es bei
LDCs zwischen 5 Prozent und 8 Prozent.
Überschuldung ist bei solchen Hochzinsen
vorprogrammiert, und tatsächlich droht den
LDCs eine systemische Schuldenkrise. 
Ein zentrales Problem ist die Benachteili-

gung der LDCs in den Institutionen der
internationalen Finanzarchitektur. Während
die LDCs in der UN-Generalversammlung
23,8 Prozent der Stimmrechte haben, sind
es im IWF nur 3,5 Prozent. Bei der OECD,
die das internationale Steuerrecht setzt, ist
kein einziges LDC-Mitglied.
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Weltuntergangsuhr: 
Noch nie dagewesene Gefahr

Die Weltuntergangsuhr des Bulletin of the
Atomic Scientists wurde auf 90 Sekunden
vor Mitternacht eingestellt, was vor allem,
aber nicht ausschließlich auf den Einmarsch
Russlands in der Ukraine und das erhöhte
Risiko einer nuklearen Eskalation zurückzu-
führen ist. Die neue Uhrzeit wurde auch
durch die anhaltende Bedrohung durch die
Klimakrise und den Zusammenbruch globa-
ler Normen und Institutionen beeinflusst,
die zur Eindämmung von Risiken im Zusam-
menhang mit fortschreitenden Technologien
und biologischen Bedrohungen wie
COVID-19 erforderlich sind.

Regierungen zu spät und zu langsam

Die Zeitansage der Weltuntergangsuhr wird
vom Wissenschafts- und Sicherheitsrat des
Bulletin of the Atomic Scientists mit Unter-
stützung des Sponsorenrats des Bulletins
festgelegt, dem zehn Nobelpreisträger ange-
hören. Zuvor war die Weltuntergangsuhr
seit 2020 auf 100 Sekunden vor Mitternacht
eingestellt worden.
Mary Robinson, ehemalige UN-Hoch-

kommissarin für Menschenrechte, sagte: 
“Die Weltuntergangsuhr schlägt Alarm

für die gesamte Menschheit. Wir befinden
uns am Rande eines Abgrunds. Aber unsere
Staats- und Regierungschefs handeln nicht
schnell genug und nicht in ausreichendem
Maße, um einen friedlichen und lebenswer-
ten Planeten zu sichern. Wir wissen, was zu
tun ist, von der Senkung der Kohlendioxid-
emissionen über die Stärkung von Rüs-
tungskontrollverträgen bis hin zu Investitio-
nen in die Pandemievorsorge. Die wissen-
schaftlichen Erkenntnisse sind eindeutig,
aber es fehlt der politische Wille. Das muss
sich 2023 ändern, wenn wir eine Katastro-
phe abwenden wollen. Wir stehen vor mul-
tiplen, existenziellen Krisen. Die führenden
Politiker brauchen ein Krisenbewusstsein.”
Das Bulletin of the Atomic Scientists

wurde 1945 von Albert Einstein, J. Robert
Oppenheimer u.a. gegründet.

Irak: 
Minderheitenrechte achten
Gemeinsam leben - Meilenstein Papstbesuch
Eine vom Oekumenischen Rat der Kirchen



(OeRK) in Partnerschaft mit seinen Mit-
gliedskirchen und Partnern organisierte Kon-
sultation in Bagdad setzt die Arbeit des
OeRK zur Förderung einer integrativen Bür-
gerschaft durch Bildung, Gesetzgebung und
Medien fort.
Qassem Al-Araji, ehemaliger irakischer

Innenminister und derzeitiger nationaler
Sicherheitsberater, bekräftigte die Rolle der
Akteure der Zivilgesellschaft und der reli-
giösen und ethnischen Führer bei der Ent-
wicklung dieser Strategie.
Archimandrit Emanuel Youkhana, Direk-

tor des Christliches Hilfsprogramms für den
Nordirak und Mitglied der Kirche des
Ostens, erläuterte: ”Papst Franziskus
besuchte Bagdad vor zwei Jahren”, erklärte
Youkhana. “Er brachte eine Botschaft der
Solidarität und Hoffnung mit.” Aufbauend
auf diesem Besuch wird jedes Jahr am 6.
März ein nationaler Tag der Toleranz began-
gen.
“Im Irak gibt es eine ethnisch-religiöse

Vielfalt”, sagte Youkhana. “Wir haben Mus-
lime - Schiiten und Sunniten - und verschie-
dene christliche Familien - Orthodoxe,
Katholiken und die Kirche des Ostens; wir
haben Jesiden, jüdische Gemeinschaften,
Mandäer, Zoroaster, Baha’i und Kaka’i.”

In Schulbüchern und Medien nicht
erwähnt

Ethnisch und sprachlich gibt es im Irak auch
Araber, Kurden, Syrer, Turkmenen und
Armenier. Die Irakerinnen und Iraker kön-
nen jedoch auf allen Ebenen der Schule und
des Studiums kein einziges Wort über diese
Vielfalt in den Lehrplänen finden - und auch
in den Nachrichten oder anderen Medienka-
nälen ist nichts zu lesen.
Pater Antoine Al Ahmar von der Theolo-

gischen Abteilung des Rates der Kirchen im
Nahen Osten in Beirut erinnerte auch daran,
dass der Irak zwar hauptsächlich als muslimi-
sches Land wahrgenommen wird, die ältes-
ten Glaubensrichtungen und Kulturen aber
beispielsweise die Jesiden und die Kaka’i
sind, die dem Islam im Irak um viele hundert
Jahre vorausgehen. “Es gibt mehrere sehr
tief verwurzelte Religionen im Irak”, sagte
er. “Für diese Gruppen ist es ein Problem,
dass sie kaum anerkannt werden.”

Evangelische Kirche in
Deutschland:

Am konziliaren Prozess
festhalten
Auf ihrer letzten Tagung vom 6. bis 9.
November 2022 in Magdeburg bekräftigte
die Synode der Evangelischen Kirche in
Deutschland jedenfalls grundsätzlich das
Festhalten am konziliaren Prozess für
Gerechtigkeit, Frieden und Schöpfungsbe-
wahrung.
In der Einleitung zu ihrem Beschluss for-

muliert die Synode: „Nach einem Rückblick
auf die Friedensdenkschrift des Rates der
EKD von 2007 hat die Synode 2019 in einer
Kundgebung die „Kirche auf dem Weg der
Gerechtigkeit und des Friedens“ beschrie-
ben. Dabei hat sie den Klimaschutz und eine
nachhaltige Entwicklung als Bestandteil des
Friedens ebenso betont wie den Aspekt des
gesellschaftlichen Friedens. Seitdem sind zur
Friedensethik, zur Klimagerechtigkeit, zur
Demokratieförderung, zu Migrationsfragen
und zum Rechtsextremismus weitere
Beschlüsse gefolgt, die die Trias des konzilia-
ren Prozesses aufgenommen und mit kon-
kretem Inhalt gefüllt haben.“ Angesichts des
Krieges in der Ukraine ist Frieden an die
erste Stelle gerückt.
Die EKD betont den weltweiten Horizont

ihres Denkens. „Gerechter Friede kann sich
nur im Rahmen einer weltweiten Friedens-
ordnung entfalten. Daher kann unsere Sorge
nicht nur der Sicherheit Europas gelten.
Menschliche Sicherheit als Freiheit von
Furcht und Freiheit von Mangel muss für
alle Menschen gewährleistet werden. Wir set-
zen uns daher für die Stärkung einer weltwei-
ten Friedensordnung ein, die sich auf Völ-
kerrecht und Menschenrechte stützt.“
„Wir können gerade angesichts des Krie-

ges in der Ukraine an einer Friedensethik
festhalten, die politische Realität nicht igno-
riert und sich zugleich an der vorrangigen
Option für die Gewaltfreiheit und den Auf-
bau internationaler gewaltüberwindender
Rechtssysteme orientiert.“ 
„Der Krieg in der Ukraine hat schwerwie-

gende ökologische Folgen. Zu nennen sind
insbesondere die hohen CO2-Emissionen
durch militärisches Gerät.
Als Evangelische Kirche haben wir Anteil

an früheren Versäumnissen, ebenso wie wir
das Potenzial haben, Teil der notwendigen
Transformation zu einer klimaneutralen
Gesellschaft zu werden. Klimagerechtigkeit
bedeutet darüber hinaus, dass die Staaten,
die hauptsächlich für den Klimawandel Ver-
antwortung tragen, die ärmeren Staaten, die
zu den Hauptleidtragenden zählen, bei der
Anpassung an den Klimawandel und bei der
Bewältigung seiner Folgen, angemessen
unterstützen.“

“Die Verfassung und die Gesetze des Landes
garantieren nicht die Gleichheit aller Men-
schen”, zeigten sich Teilnehmer besorgt. “In
den Lehrplänen wird die Existenz von Min-
derheitengruppen nicht einmal erwähnt.”

Sicherheit erst, wenn alle Gruppen
anerkannt werden

Carla Khijoyan, OeRK-Programmbeauftrag-
te für den Nahen Osten und Koordinatorin
der Projekte im Irak, sagte, dass die Aner-
kennung und der Schutz der Vielfalt das
Herzstück von Frieden und Sicherheit im
Irak sei. “Solange wir nicht sicherstellen,
dass alle Bürgerinnen und Bürger dieses Lan-
des in allen Aspekten des Lebens gleicherma-
ßen respektiert und berücksichtigt werden,
wird es weiterhin Konflikte geben - solange
eine Gruppe ausgeschlossen ist, werden wir
niemals Frieden erreichen. Sicherheit und
Schutz sind kollektive Realitäten. Sie können
nie für eine Gruppe allein erreicht werden”.
“Die Botschaft unserer Mitgliedskirchen

im Irak lautet, dass sie erst dann in Sicherheit
und Wohlstand leben können, wenn alle reli-
giösen, kulturellen und ethnischen Gruppen
im Irak als gleichberechtigte Bürger aner-
kannt werden”, sagte sie.

Weltkirchenrat in Genf:

Höchste Auszeichnung für eine
Nichtregierungsorganisation 

Der OeRK erhielt die höchste Auszeichnung
für eine Nichtregierungsorganisation im
internationalen Genf für sein innovatives und
effektives Engagement in den Sozialen
Medien.
"Geneva Engage" analysiert, welchen Fuß-

abdruck Genf weltweit hinterlässt, indem sie
das Engagement in den Sozialen Medien, die
Web-Relevanz und die Online-Meetings in
Genf untersucht.
Der OeRK-Vorsitzende, Heinrich Bed-

ford-Strohm zeigte sich hocherfreut. Leiterin
der Kommunikation ist Marianne Ejdersten. 
Ein Vorbild für die Stadt Genf stellt auch

das im Bau befindliche ökologisch ausgerich-
tete “Green Village” auf dem Gelände des
Weltkirchenrats dar.
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Bei Meldungen aus der internationalen Oekumene wurden in
Ergänzung zu eigenen Recherchen Agentur mel dungen von
OeRK, LWI, RWF, CEC, RNA, RV und KIPA ausgewertet.
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Als erste Frau in Palästina
wurde Sally Azar als Pfarrerin
ordiniert. Hier teilt sie am Ende
ihres Ordinationsgottesdienstes in
der lutherischen Erlöserkirche in
der Jerusalemer Altstadt das
Abendmahl aus.
Azar, die in Jerusalem geboren
und aufgewachsen ist, studierte-
Theologie in Beirut sowie in Göt-
tingen. Sie engagiert sich als
Ratsmitglied des Lutherischen
Weltbundes und im Vorstand
von ACT Alliance.
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Aus oekumenischen NETZEN

® Berlin

Kommunale Oekumene
Konziliarer Prozess mit UNO-
Nachhaltigkeitszielen verknüpft

Der Oekumenische Rat Berlin-Brandenburg
hat die Kommunale Ökumene Treptow-
Köpenick mit dem mit 1.000 € dotierten
Oekumenepreis 2023 ausgezeichnet. Die
Kommunale Oekumene Treptow-Köpenick
hat in deutschlandweit einzigartiger Weise
den konziliaren Prozess der Kirchen für
Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der
Schöpfung verknüpft mit den kommunalen
Nachhaltigkeitsstrategien, die auf den Nach-
haltigkeitszielen (SDG) der UN beruhen.
Kirchengemeinden wurden so zu einem
wichtigen und akzeptierten Partner auf poli-
tischer Ebene. Der Preis wurde im ökumeni-
schen Gottesdienst am 19. Januar 2023 in
der Gebetswoche für die Einheit der Chris-
ten überreicht. Die Laudatio hielt der Berli-
ner Bezirksbürgermeister von Treptow-
Köpenick, Oliver Igel. 

Dr. Klaus Wazlawik (links) während der
Übergabe des Oekumenepreises

30 Jahre Konziliarer- und Nachhaltig-
keitsprozess in Berlin-Treptow/Köpe-
nick

Die Arbeit der kommunalen Oekumene in
Berlin-Treptow/Köpenick blickt auf drei
Jahrzehnte zurück. Das Konzept wird bei
einer Veranstaltung am 2. September entfal-
tet. Mit dabei ist der Bezirksbürgermeister
Oliver Igel. Am Nachmittag steht eine
Besichtigung des Interkulturellen Gartens
an, der aus dieser Arbeit hervorgegangen ist.
Dabei wird auch eine Mahlzeit aus dem
Lehmofen angeboten.
Am 2.9.2023 findet in Berlin / Treptow-

Köpenick eine gemeinsame Veranstaltung
der drei “Säulen” Bezirksamt, Zivilgesell-
schaft und Kommunale Ökumene als Teil
der Zivilgesellschaft statt, bei der wichtige

Erfahrungen herausgestellt und neue Mög-
lichkeiten für die Umsetzung der ersten
Kommunalen Nachhaltigkeitsstrategie in
Berlin dargestellt werden.
In einem “Fahrplan,” der 2022 erstellt

wurde, werden Vorschläge für die Nachnut-
zung gemacht. Im Internet als PDF zu fin-
den unter www.kommunale-oekumene.de
Kontakt: Geschäftsstelle der Kommunalen Ökumene,
Dr. Klaus Wazlawik, Rudower Straße 23, 12557 Ber-
lin, Tel.: 030 / 46 73 45 94, E-Mail wazlawik@kom-
munale-oekumene.de, www.kommunale-oekumene.de

® Rhein-Mosel-Saar

Apokalyptik und Krise

Der Weltuntergang könnte näher sein als die
Menschheit es wahrhaben möchte. Trotz-
dem ist in der Bibel mit “Apokalyptik” kein
Weltuntergangsszenario beschrieben und
Prophetie keine Wahrsagerei, auch wenn dies
umgangssprachlich so verstanden werden
mag. 
Die Auslegungen, die das Oekumenische

Netz Rhein-Mosel-Saar in einer neuen Bro-
schüre veröffentlicht, machen deutlich, dass
Prophetie und Apokalyptik zu den herr-
schaftskritischen biblischen Traditionen
gehören, in denen der biblische Gottesname
als Gegensatz zu geschichtlichen Herr-
schaftsverhältnissen gesehen wird. Sie kom-
men gerade in Krisenzeiten zum Durch-
bruch, in denen geschichtliche Herrschaft
sich so ‚totalisiert‘, dass ein Perspektive der
Befreiung in weite Ferne rückt. 
Apokalyptische Traditionen fliehen nicht

aus der Geschichte, sondern widerstehen der
Herrschaft und ihren Ansprüchen. Sie spei-
sen sich aus der biblischen Unterscheidung
zwischen Gott und Götzen, zwischen dem
Gott der Befreiung, der Wege ins Leben
bahnt, und Götzen des Todes, die Herr-
schaft legitimieren und Verhältnissen des
Unrechts und der Unterdrückung Wege
ebnen. 
Sie ermutigen aber dazu, sich mit den

Verhältnissen nicht abzufinden, sondern
gegen sie aufzustehen und dabei den Schrei
nach Gott als Schrei nach Befreiung und
Rettung nicht verstummen zu lassen. Der
Schrei nach Gott ist jedenfalls (noch?) nicht
verstummt und damit auch nicht die Hoff-
nung darauf, dass die Schrecken der Herr-
schaft hinsichtlich der aktuellen geschichtli-
chen Verhältnisse wie auch im Blick auf die
Geschichte als ganzer das ‚letzte Wort‘ eben
nicht behalten.
Kontakt: Oekumenisches Netz Rhein – Mosel – Saar
e.V., Dominik Kloos, Fröbelstr. 9, 56073 Koblenz,
Tel. 0261-89926284, E-Mail: info@oekumenisches-
netz.de, www.oekumenisches-netz.de

® Württemberg

Gegen Rassismus und
Antisemistismus

Das Thema “Aufstehen gegen Rassismus
und Antisemitismus - gemeinsam und kon-
trovers zugleich?” stand beim Forum Oeku-
mene am Montag, 27. März, im Haus der
Katholischen Kirche, in Stuttgart im Mittel-
punkt. Referenten waren Dr. Michael
Blume, Beauftragter der Landesregierung
gegen Antisemitismus; Katja Maurer, Auto-
rin und Redakteurin, medico international;
Dr. Jean de Dieu Mvuanda Mbaki, Seelsor-
ger und Hochschullehrer; Jochen Maurer,
Pfarramt für das Gespräch zwischen Christen
und Juden.

Orthodoxie

Pro Oekumene lädt ein zu einem Forum
über „Orthodoxie“ am 12.06.2023 im
Schlatterhaus, Tübingen. Dafür haben
bereits Dagmar Heller und Maria Gotzen-
Dold zugesagt. Folgende Ebenen werden für
die Fragestellungen geplant: 1. Entwicklung
der Gespräche im OeRK seit Karlsruhe; 2.
Situation der orthodoxen Kirchen, bes. der
russisch-orthodoxen Kirche in Deutschland;
3. Situation in der Ukraine, insbesondere der
Konflikt um die Ukrainisch-orthodoxe Kir-
che (UOK, vormals unter dem Moskauer
Patriarchat der ROK) und die Orthodoxe
Kirche der Ukraine (OKU, vom Oekumeni-
schen Patriarchat als autokephale Kirche
anerkannt) und über staatliche Interventio-
nen (z. B. im Kyiver Höhlenkloster).
Kontakt: Pro Oekumene, c/o Dr. Bernhard Dinkela-
ker, Holzwiesenstr. 7, 70794 Filderstadt, Tel.
0711/777321

® Oekumenisches Netz in
Deutschland

40 Jahre konziliarer Prozess 
Seinen wiederkehrenden “Ratschlag” organi-
siert das Oekumenische Netz in Deutschland
am 2. und 3. September in Berlin anlässlich
von 40 Jahre konziliarer Prozess für Gerech-
tigkeit, Frieden und Schöpfungsbewahrung.
Sein Ziel ist, den Weitergang des konziliaren
Prozesses seitens der Initiativgruppen zu för-
dern und Austauschmöglichkeiten mit Initia-
tiven im Globalen Süden zu finden. Als kon-
kretes Thema ist die Frage einer europäi-
schen Friedensordnung und der Beitrag von
langfristig konzipierter sozialer Verteidigung
vorgesehen. Daneben geht es um den Aus-
tausch von Gruppenvertretern in den Fel-
dern des konziliaren Prozesses.
Das Netz will sich auch auf dem Evangeli-

schen Kirchentag in Nürnberg am Stand der
kommunalen Oekumene mit Roll-Ups aus
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den Zehn Grundüberzeugungen der Oeku-
menischen Weltversammlung zu Gerechtig-
keit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung
präsentieren.
Im Mai/Juni 2024 soll es dann seitens

kirchlicher Dienststellen eine Veranstaltung
zu „40 Jahre Konziliarer Prozess“ geben, die
von Akteuren aus Landeskirchen angedacht
wird. Sie soll der Fragestellung nachgehen,
welche Relevanz die Themen des Konziliaren
Prozesses heute haben soll.  Aufgenommen
werden sollen die Beschlüsse der OeRK-
Vollversammlung in Karlsruhe 2022 und die
SDGs.  Dezentrale und digitale Veranstal-
tungen sollen ab Herbst 2023  auf die Ver-
anstaltung hinführen. 
Kontakt: Oekumenisches Netz in Deutschland, c/o
Dr. Klaus Wazlawik, Kommunale Oekumene, Rudo-
wer Straße 23, 12557 Berlin, Tel.: 030 / 46 73 45 94,
E-Mail wazlawik@kommunale-oekumene.de,
www.kommunale-oekumene.de/

® Akademie solidarische
Ökonomie

Impulse für eine solidarische
Gesellschaft

Die Akademie solidarische Ökonomie
beginnt mit einem multimedialen Projekt
unter dem Titel „Impulse für eine solidari-
sche Gesellschaft“. Zu den zentralen The-
men Geld, Eigentum, Demokratie, Arbeit,
Unternehmen, hat die Akademie multime-
diale Pakete geschnürt. Das Projekt startet
mit dem Thema „Geld“. Dazu erscheinen im
Mai zwei Bücher von Klaus Simon und Nor-
bert Bernholt (Band 1: Kapitalkrise- Auswir-
kungen des herrschenden Geldsystems, Band
2: sozial-ökologischer Umbau – wenn Geld
dem Gemeinwohl dient).
Das Vorhaben soll sich aus den folgenden

Segmenten zusammensetzen: 
1. Ein journalistisch aufbereitetes Buch,

(ca. 100 Seiten) in dem das jeweilige Thema
(z.B. Zukunft eines solidarischen Geldsys-
tems) einschließlich eines Transformations-
pfades gut verständlich dargestellt und erläu-
tert wird. 
2. Gleichzeitig werden zu dem jeweiligen

Thema Podcasts erstellt, die zweimal pro
Monat veröffentlicht werden. In den Pod-
casts unterhalten sich die jeweiligen Autoren
mit einer Journalistin und ggf. mit promi-
nenten Fachleuten über die spezifischen
Aspekte einer solidarischen Gesellschaft.
3. Über die gängigen sozialen Netzwerke

(Facebook, Instragram,…) werden in regel-
mäßigen Abständen in kurzen Texten, Bil-
dern und Videoclips die Themen angespro-
chen und auf die Bücher und Podcasts ver-
wiesen.

keitsanalysen.
Kristina Rehbein von erlassjahr.de stellte

fest „Die wichtigste Lehre aus den vergange-
nen Schuldenkrisen ist, dass die Schuldenre-
strukturierungen in der Regel zu schwach,
zu spät und zu wenig waren. Es gab immer
einen Übergang von keinem Schuldenerlass
über ein bisschen Schuldenerlass zu ein biss-
chen mehr. Aber in diesem Verlauf starben
viele, viele Menschen, die Armut wuchs.“
Der ehemaliger Wirtschaftsminister Argenti-
niens Prof. Martin Guzman erläuterte
„Umschuldungen von Staaten sind geopoli-
tische Verhandlungen, bei denen es um
Machtfragen geht. Was wir brauchen, ist ein
internationales System zur Lösung von
Staatsschuldenkrisen, in dem nicht nur einige
wenige mächtige Gläubigerländer vertreten
sind, sondern alle Länder der Welt.
Fazit vorderhand: Es braucht jetzt Cham-

pions, die Reformschritte initiieren, im Glo-
balen Süden. Die Zeit drängt.
Kontakt: Erlassjahr.de – Entwicklung braucht Ent-
schuldung e. V., Carl-Mosterts-Platz 1, 40477 Düssel-
dorf, Tel.: 0211 / 4693-196, E-Mail: buero@erlass-
jahr.de

® Asyl in der Kirche 

Keine Strafe für Kirchenasyl

Das Amtsgericht Bamberg stellte das Verfah-
ren gegen Äbtissin Mechthild Thürmer aus
Kirchschletten in Bayern wegen Gewährung
von Kirchenasyl in mehreren Fällen wegen
Geringfügigkeit nach § 153 StPO ein. Seit
Sommer 2020 wartete Mutter Mechthild auf
diesen Termin. Das Verfahren zog sich aus
verschiedenen Gründen in die Länge. 
Bereits im Februar 2022 bestätigte das

Bayrische Oberste Landesgericht den Frei-
spruch Bruder Abrahams. Auch ihm war Bei-
hilfe zum illegalen Aufenthalt durch die
Gewährung von Kirchenasyl vorgeworfen
worden. Das Oberlandesgericht hatte noch
einmal festgestellt, dass das Gewähren von
Kirchenasyl keine Straftat darstellt. Die Straf-
verfolgung von Kirchenasyl fand in den letz-
ten Jahren ausschließlich in Bayern statt.

40 Jahre Kirchenasyl

„40 Jahre Kirchenasyl in Deutschland“
reflektieren vom 30.-31.08.2023 in Berlin
die Organisationen “Asyl in der Kirche Ber-
lin-Brandenburg“ und die Ev. Akademie
Berlin.
Kontakt: Oekumenische Bundesarbeitsgemeinschaft
Asyl in der Kirche e.V. c/o Kirche Zum Heiligen
Kreuz, Zossener Str. 65, 10961 Berlin, Tel.:030/25
89 88 91,E-Mail: info@kirchenasyl.de

4. Die Akademie bietet Workshops und Vor-
träge zu den Themen an.
Ausführliche Informationen auf der

Homepage der Akademie www.akademie-
solidarische-oekonomie.de. Die Akademie
solidarische Ökonomie ist als Arbeitsgemein-
schaft der Stiftung Oekumene tätig.
Kontakt: Akademie Solidarische Ökonomie, c/o OStR
i.R. Norbert Bernholt, Am Butterberg 16, 21335
Lüneburg, Tel.: 04131 – 7217450, E-Mail: info@aka-
demie-solidarische-oekonomie.de

® Erlassjahr

Staatsinsolvenzverfahren als
Ausweg aus Schuldenkrise

„Die Frage der nachhaltigen Verschuldung
ist wahrscheinlich eine der größten Heraus-
forderungen, vor denen wir derzeit stehen.
Wir sprechen über die Bekämpfung des Kli-
mawandels, wir sprechen über globale
Herausforderungen wie die Migration und
die digitale Transformation“, sagte Armand
Zorn, MdB SPD, im Kontext der Dialog-
konferenz zur globalen Schuldenkrise am
24.11.2022. „Und wenn bestimmte Länder
mit einer untragbaren Verschuldung kon-
frontiert sind, brauchen wir wirklich einen
neuen Mechanismus, um sie in die Lage zu
versetzen, all die Herausforderungen zu
bewältigen, die wir von ihnen erwarten.“
Seit 2002 erklärte die deutsche Regierung
zum dritten Mal die Absicht in einer Regie-
rungsvereinbarung ein rechtsstaatliches Ent-
schuldungsverfahren zu schaffen. Deutsch-
land ist ein wichtiger richtungsgebender
Akteur in Gremien der globalen Governance.
Deutschland kann bei der fairen Lösung der
aktuellen Schuldenkrise eine wichtige Rolle
spielen.
Einen internationalen Konsens für die

Schaffung eines Staateninsolvenzverfahrens
gibt es bislang nicht. 
Jedoch könnte Deutschland einzelne Ele-

mente eines Staateninsolvenzverfahrens
umsetzen und kleinere Schritte hin zu mehr
Rechtsstaatlichkeit bei Umschuldungsver-
handlungen auf den Weg bringen. 
Wie nachhaltige Lösungen der Schulden-

krise aussehen könnten, diskutierten im
November 2022 auf Einladung von erlass-
jahr.de und der Friedrich-Ebert-Stiftung
rund 100 Expertinnen und Experten aus der
Zivilgesellschaft und Wissenschaft. 
Dabei wurden verschiedene Ideen entwi-

ckelt für Handlungsschritte: 
von der Verabschiedung nationaler Geset-

ze zur Verbesserung der Beteiligung von pri-
vaten Gläubigern über die Schaffung einer
unabhängigen Institution, die Schuldnerlän-
dern bei Umschuldungsverhandlungen hilft,
bis hin zu unabhängigen Schuldentragfähig-
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® EKD- Friedensbeauftragter

Alle Chancen für Verhandlun-
gen ergreifen

Auch wenn Verhandlungen über ein Ende
des russischen Krieges in der Ukraine für
viele derzeit unrealistisch erscheinen,
begrüßt der Friedensbeauftragte des Rates
der EKD, Landesbischof Friedrich Kramer,
die Initiative Chinas als eine wichtige Grund-
lage für mögliche Verhandlungen. Friedrich
Kramer freut sich dabei ausdrücklich darü-
ber, dass der ukrainische Präsident dieses
Papier als einen wichtigen ersten Schritt
bezeichnet habe. „Die Bundesregierung soll-
te diese Initiative daher ernsthaft prüfen und
sie auch diplomatisch unterstützen, sollten
sich hier statt der erwarteten brutalen Früh-
jahresoffensive Chancen zu einer Waffenruhe
und vielleicht zu Friedensverhandlungen auf-
tun“, so der Landesbischof.
„Vor einem Jahr begann die russische

Regierung einen völkerrechtswidrigen und
nicht zu rechtfertigenden Angriffskrieg auf
die Ukraine“, so der EKD-Friedensbeauf-
tragte. Der 24. Februar 2022 habe die bishe-
rige Friedensordnung in Europa, aber auch
darüber hinaus grundlegend erschüttert. Für
ihn ist es wichtig, dass nun alles getan werde,
damit dieses Morden aufhöre.

Die eigenen Herzen nicht von Hass
vergiften lassen

Der EKD-Friedensbeauftragte dankte allen,
die in Friedensgebeten nicht nachlassen. „Es
ist gut, wenn Christinnen und Christen
intensiv für den Frieden beten, ihre Ängste,
aber auch ihre Hilflosigkeit vor Gott brin-
gen, für Wege aus Gewalt und Krieg beten
und für all die Menschen, die unter den Fol-
gen dieses Krieges in der Ukraine in aller
Welt leiden. Möge Gott unsere Füße auf den
Weg des Friedens führen“, so Landesbischof
Friedrich Kramer. 
Dabei erlebe man aber auch das Dilemma

zwischen Feindesliebe und der Hilfe für
Opfer, räumt der EKD-Friedensbeauftragte
ein. Doch er macht deutlich: „Im Gebet
geht es auch darum, die eigenen Herzen
nicht von Hass vergiften zu lassen.“ Auf der
einen Seite stünden der Schutz des Nächsten
und die Solidarität mit den Opfern, auf der
anderen Seite der Ruf Jesu zu Gewaltlosig-
keit und Feindesliebe. „Klar ist, wir kommen
nicht schuldlos aus diesen Fragen heraus,
weil der Krieg selbst das Böse ist. Die Liebe
erscheint angesichts der Gewalt ohnmächtig
und ist doch der einzige Weg, aus der Spirale
der Gewalt herauszukommen“, so Landesbi-
schof Friedrich Kramer.
Der EKD-Friedensbeauftragte dankte

allen Kirchengemeinden, kirchlichen Einrich-
tungen und Organisationen, die sich um die
Flüchtlinge aus dem Kriegsgebiet kümmern
und ihnen in ihrer Not helfen. „Es ist unsere

Pflicht, leidenden und flüchtenden Men-
schen der Ukraine beizustehen, sie mit Hilfs-
gütern und Unterkünften zu unterstützen“,
unterstreicht der Landesbischof. 
Und er hofft weiter, dass sich bietende

Chancen zu Friedensverhandlungen ergriffen
werden. „Dabei ist es wichtig, Vorschläge
nicht von vorneherein abzulehnen und aus-
zuschließen, sondern ernsthaft und verant-
wortungsvoll zu prüfen. Denn jeder Tag,
den dieser Krieg weiterläuft, kostet Men-
schenleben“, mahnt der EKD-Friedensbe-
auftragte.
Kontakt: Verein für Friedensarbeit im Raum der EKD
e.V., Endenicher Straße 41, 53115 Bonn, Telefon
0228/24999-0, E-Mail: office@evangelische-friedens-
arbeit.de, www.evangelische-friedensarbeit.de

® EAK 

Mehr Kriegsdienstverweigerer

In Folge des Ukrainekriegs verweigern 235
Bundeswehrsoldaten  Dienst an der Waffe 
Der Krieg in der Ukraine löst bei immer
mehr Soldaten der Bundeswehr Zweifel aus.
Nach Informationen des „Spiegel“ (5/23)
stieg die Zahl von Kriegsdienstverweigerun-
gen unter aktiven Soldaten 2022 um gut 30
Prozent. Laut einer internen Statistik des
Bundesverteidigungsministeriums verweiger-
ten im Jahr 2022 insgesamt 235 aktive Sol-
daten und Soldatinnen nachträglich den
Kriegsdienst. Im Vorjahr gab es lediglich
176 solcher Anträge – die Steigerung beträgt
demnach mehr als 30 Prozent.
Die meisten Verweigerer in Uniform sind

der Statistik zufolge Zeitsoldaten und kom-
men vor allem aus dem Heer und dem Sani-
tätsdienst der rund 200.000 Personen star-
ken Truppe.
Unter den ReservistInnen hatten im Jahr

2021 zehn Personen den Kriegsdienst ver-
weigert, im Jahr 2022 waren es hingegen
bereits 271. Daneben reichten 2022 auch
617 ungediente Personen einen Antrag auf
Kriegsdienstverweigerung ein.
Viele der aktiven Soldaten schrieben in den

Begründungen für ihre Anträge, dass sie bei
ihrem Eintritt in die Bundeswehr nicht mit
einer realen kriegerischen Auseinanderset-
zung gerechnet hätten. 
Die Zahl der Rekruten stieg 2022 auf der

anderen Seite seit Putins Angriff auf die
Ukraine laut Bundesverteidigungsministeri-
um um rund zwölf Prozent auf 18.775. Im
Jahr 2019 hatten 20.170 Männer und Frau-
en den Dienst bei der Bundeswehr aufge-
nommen.
Kontakt: Evangelische Arbeitsgemeinschaft für Kriegs-
dienstverweigerung und Frieden (EAK), Endenicher
Straße 41, 53115 Bonn, Tel.:0228/24999-0, E-Mail:
office@evangelische-friedensarbeit. de, www.evangeli-
sche-friedensarbeit.de

NETZ E

® Pax Christi

Brief an Papst Franziskus

In Sorge um den Frieden in der Ukraine und
in der Welt hat der Präsident der deutschen
Sektion der internationalen katholischen
Friedensbewegung pax christi sich an Papst
Franziskus gewandt. 
Bischof Kohlgraf schreibt von seiner

Sorge, dass wir „als Gesellschaft (uns) an die
Gewalt gewöhnen und andere Möglichkeiten
als den bewaffneten Kampf überhaupt nicht
mehr bedenken.“ Er schreibt: „Am meisten
besorgt uns, dass die Kriegslogik die aktuelle
Entwicklung bestimmt. Rufe zum Schwei-
gen der Waffen und zum Schutz der Men-
schen finden kein Gehör mehr in der Öffent-
lichkeit. Die Eskalation dieses Krieges führt
immer mehr in die Verstrickung hinein, täg-
lich sterben hunderte Menschen, ohne dass
ein Weg aus dem Krieg zu sehen ist.“
Im Namen der pax christi-Mitglieder

dankt er Papst Franziskus für dessen Worte
zum Leid der Opfer und zum Elend der
Kriege. Er bittet den Papst, die Möglichkei-
ten und diplomatischen Verbindungen des
Heiligen Stuhls zu nutzen, um Chancen zu
Verhandlungen auszuloten, Gespräche zu
initiieren und dabei auch die Unterstützung
von UN-Generalsekretär António Guterres
und von Persönlichkeiten aus dem Globalen
Süden zu suchen, die in der Vermittlung hel-
fen können.

Dem Beispiel Jesu verpflichtet

Auch betont der pax christi-Bischof das Rin-
gen in der pax christi-Bewegung um Wege
zum Frieden: „Als Christen sind wir den
Worten und dem Beispiel Jesu verpflichtet
und lehnen jegliche Gewalt ab. Wir sehen
aber auch, dass dieser Krieg ein Angriffskrieg
ist und unschuldige Menschen trifft. Daher
stellt sich uns die Frage, ob es nicht doch
gewaltvolle, kriegerische Entwicklungen
gibt, die zum Schutz von Menschenleben
und zur Verteidigung eines Landes des
bewaffneten Widerstands bedürfen. Wir
erfahren in unseren Gesprächen, dass es hie-
rauf keine einfache Antwort gibt, und wir
ringen um unsere Haltung in dieser Frage.
Für uns alle ist wichtig, sich in der Öffent-
lichkeit und bei Demonstrationen gegen auf-
kommende Feindbilder zu wenden und
gegen einen öffentlichen Diskurs einzutre-
ten, der nur auf Waffen setzt und nur militä-
risch diesen Krieg beenden will.“ 
Der pax christi-Präsident und Mainzer

Bischof Peter Kohlgraf beschreibt, wie die
pax christi-Mitglieder sich intensiv mit dem
Krieg gegen die Ukraine und seinen weltwei-
ten Folgen befassen, für den Frieden beten,
Geflüchtete aus der Ukraine unterstützen
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wichtige Komponente gewaltfreien Han-
delns die (internationale) Öffentlichkeitsar-
beit ist. Um diese Komponente im Fall des
Falles handlungsfähig zu haben, wird an
einem internationalen Zusammenschluss
kein Weg vorbeiführen: soziale Verteidigung
muss lokal verwurzelt und international ver-
netzt sein. Je besser diese Vernetzung, desto
mehr Möglichkeiten gewaltfreien Handelns
eröffnen sich. 
Thomas Nauerth entfaltet dazu einen

Vorschlag: Gesellschaften mit basisverwur-
zelter sozialer Verteidigung schließen sich zu
einer sozialen Verteidigungsgemeinschaft
zusammen.
Kontakt: Versöhnungsbund, Schwarzer Weg 8, 32423
Minden, Tel.: 0571-850875, vb@versoehnungs-
bund.de

® Evangelische Friedensarbeit

Für Schweigen der Waffen und
Friedensverhandlungen

Christinnen und Christen müssten sich mit
aller Kraft, mit tatkräftigem Engagement
und mit intensivem Gebet für einen gerech-
ten Frieden in der Welt einsetzen. Sie dürf-
ten nicht hinnehmen, dass Menschen in
Kriegen sterben und zur Flucht gezwungen
würden. Dies machte der Friedensbeauftrag-
te des Rates der Evangelischen Kirche
(EKD), Landesbischof Friedrich Kramer,
deutlich. In diesem Ziel seien sich Christin-
nen und Christen in der weltweiten Ökume-
ne einig, doch über den Weg dahin würde es
Uneinigkeit geben, so Friedrich Kramer vor
der Konferenz für Friedensarbeit im Raum
der EKD bei ihrer Jahrestagung in Erfurt.
Der EKD-Friedensbeauftragte nannte es

dabei „unerträglich“, dass auch nach fast
zwölf Monaten mitten in Europa immer
noch ein imperialer Angriffskrieg tobe. Auch
wenn er die Ausübung und die Beförderung
von Gewalt für unvereinbar mit der Nachfol-
ge Christi halte, so sehe er aber auch, dass
viele Christinnen und Christen dies in Kauf
nehmen würden, weil sie den Menschen in
der Ukraine helfen wollten und Gewalt als
ultima ratio zulässig sei. Diesem Dilemma
müssten sich Christinnen und Christen stel-
len. Doch Landesbischof Friedrich Kramer
machte deutlich: „Wir sind nicht im Krieg
mit Russland. Und ich halte es für gefähr-
lich, sich in einen Krieg hineinzureden.“ Sei-
ner Ansicht nach müsse alles getan werden,
um zu einem Schweigen der Waffen und zu
Friedensverhandlungen zu kommen.
Mit der Lieferung von schweren Kampf-

panzern durch den Westen sieht er eine neue
Eskalationsstufe mit unwägbaren Folgen
erreicht. „Deutschland und die NATO wer-
den damit klar zu relevanten Faktoren dieses
Krieges, ohne allerdings konkrete Kriegsziele

und sich für die Aufnahme von Deserteuren
aus Russland, Belarus und der Ukraine in der
EU einsetzen. Der Brief schließt mit einem
Blick auf die Historie kirchlicher Konfliktme-
diation. „Wir sehen Sie in der Tradition des
Heiligen Franziskus von Assisi: Der Legende
nach sprach Franziskus mit dem Wolf, vor
dem alle Menschen Angst hatten. Möge der
heilige Franziskus in seiner Liebe zum Frie-
den uns Mut machen, zum Frieden und zum
Ende der Gewalt heute zu helfen.“

®Ohne Rüstung leben

Rüstungsexportkontrollgesetz
- mit Biss

Im Oktober 2022 legte das Wirtschaftsmi-
nisterium erste Eckpunkte für ein zukünfti-
ges Rüstungsexportkontrollgesetz vor. Der-
zeit werden diese in der Bundesregierung
diskutiert. Anschließend soll ein Gesetzent-
wurf erarbeitet, im Bundestag beraten und
schließlich beschlossen werden.
Ohne Rüstung leben setzt sich zusammen

mit der Aktion Aufschrei dafür ein, dass das
Rüstungsexportkontrollgesetz
ein Verbandsklagerecht beinhaltet, damit

gerichtlich überprüft werden kann, ob sich
die Bundesregierung an ihre eigenen Regeln
hält
die Lücken schließt, die es international

tätigen deutschen Rüstungsunternehmen
erlauben, deutsche Rüstungsexportregelun-
gen zu umgehen
eine Veto-Möglichkeit im Rahmen euro-

päischer Rüstungskooperationen erhält,
damit die deutschen Regelungen nicht aus-
gehebelt und bestehende europäische Krite-
rien durchgesetzt werden können.
Anläßlich des zweiten Jahrestages des UN-

Atomwaffenverbotsvertrages hat Ohne Rüs-
tung leben gemeinsam mit Partnern zahlrei-
che Plakatwände in Berlin-Mitte gebucht.
Auf diese Weise soll die Forderung in die
gelangen: “Hört auf die Überlebenden - Bei-
tritt zum Atomwaffenverbot!”. 
Auf Bahnsteigen und Treppenaufgängen

der wichtigen Pendlerstationen Friedrichstra-
ße und Potsdamer Platz ist das Motiv der
Hiroshima-Überlebenden Kiyoko Sumikawa
ebenso zu sehen, wie entlang der zentralen
Leipziger Straße und rund um den Alexan-
derplatz. Unweit von Bundestag und Minis-
terien werden so zehntausende Menschen
mit diesen Forderungen konfrontiert.
Das schwedische Friedensforschungsinsti-

tut SIPR meldet derweil, dass die Waffenim-
porte europäischer Staaten vor dem Hinter-
grund des Ukraine-Krieges stark gestiegen
sind. Europäische Länder hätten zwischen

2018 und 2022 fast doppelt so viele Waffen
gekauft, wie in den fünf Jahren zuvor. Insge-
samt sei aber der weltweite Waffenhandel um
rund fünf Prozent zurückgegangen. 
Kontakt: Ohne Rüstung Leben e. V., Arndtstraße 31,
70197 Stuttgart, Telefon 0711 608396, E-Mail
orl@gaia.de

® Versöhnungsbund

Soziale Verteidigung neu
denken

Das Konzept einer sozialen Verteidigung
(SV) findet neue Aufmerksamkeit - und es
finden sich neue Ideen. Zum Beispiel die
Idee, soziale Verteidigung lokal und regional
zu planen und sich damit zu lösen von der
herkömmlichen Fixierung auf die national-
staatliche Regierungsebene. 
Zwei andere Aspekte sollten dabei aller-

dings nicht vergessen werden, die auch noch
intensive Diskussionen erfordern werden,
schreibt Thomas Nauerth im Rundbrief des
Versöhnungsbundes.
Die erste Frage, die zu diskutieren wäre,

lautet: „Was wollen wir verteidigen?“ Die
Frage sei auch insofern interessant, weil sich
da die sozialen und anderen Differenzen
einer Gesellschaft zeigen. Die Mittel- und
Oberschicht, die ein Eigenheim-besitzt, habe
andere Interessen auch in Bezug auf Vertei-
digung als die in prekären Arbeitsverhältnis-
sen und miserablen Wohnverhältnissen
befindlichen Menschen. Militärische Landes-
verteidigung kitte solche Risse mit dem
Pathos „Verteidigung der Heimat“, am bes-
ten kombiniert mit einer ordentlichen Prise
Nationalismus. Soziale Verteidigung werde
das so nicht kitten können. Soziale Verteidi-
gung werde darüber hinaus stark angewiesen
sein auf Kampferfahrung im sozialen
Bereich. Die Geschichte des Kapp-Putsches
zeigt dies sehr klar. Solche Kampferfahrung
sei allerdings gerade da nicht gegeben, wo
die wirtschaftliche und politische Macht in
unseren Gesellschaften in der Regel wohnt.
Der Charme, den die Idee „Wir verteidigen
unsere Stadt/Region sozial“ auf den ersten
Blick ausstrahlt, werde etwas brüchig, wenn
man diese sozialen Realitäten mit bedenkt.
Wie viel soziale Gleichheit braucht eine
(Stadt-)Gesellschaft, um sozial verteidi-
gungsfähig zu sein?

Lokal verwurzeln - international ver-
netzen

So sympathisch der Ansatz ist, Soziale Ver-
teidigung von unten her zu denken, so sehr
müsse man zugleich mit bedenken, dass eine



® Friedenssteuer

Petition für Wahlmöglichkeit
Ende Februar ist die Petition für die Wahl-
möglichkeit, Steuern nur für zivile statt auch
für militärische Ausgaben zu zahlen, auf der
Plattform Open Petition online gegangen.
„Die moderne Form der Kriegsdienstverwei-
gerung ist die Militärsteuerverweigerung“
sagte ja Rev. Paul Oestreicher.
Das Netzwerk Friedenssteuer braucht nun

50.000 Unterschriften, damit der Petitions-
ausschuss des Bundestags sich mit seiner
Forderung beschäftigt. Ca. 30 Friedens- und
andere Gruppen haben Unterstützung zuge-
sagt. Zur Petition: https://openpeti-
tion.de/!gfcxq .
Die Jahrestagung 2023 am 24. – 26. März

in der Bad Hersfelder Jugendherberge
befasste sich mit dem Thema „Pazifismus in
Zeiten des Krieges“.
Auf dem Nürnberger Evangelischen Kir-

chentag wird das Netzwerk Friedenssteuer
wieder präsent sein am Stand von ChristIn-
nen in der DFG-VK (Deutsche Friedensge-
sellschaft-Vereinigte Kriegsdienstgegner). 
Kontakt: Netzwerk Friedenssteuer e.V., Raidinger Str.
9 a, 81377 München, Tel.: 089/716283, E-Mail:
info@friedenssteuer.de, www.netzwerk-friedenssteu-
er.de

® Christinnen für den Wandel 

Basisnetzwerk für nachhaltiges
Leben auf Gemeindeebene

Im Netzwerk ChristInnen für den Wandel
geht es um die Themen des „Konziliaren
Prozesses für Gerechtigkeit, Frieden und
Bewahrung der Schöpfung“. 
Damit verknüpfe sich die Hoffnung, dass

diese durch die Mitbeteiligung von mehr
Menschen noch deutlicher in die Kirchenge-
meinden und in die Kirchen als Institutionen
hineingetragen und dort verankert werden
können. Im neuen Netzwerk sollen globale
Entwicklungen eine regionale Relevanz
bekommen. 
Es gibt zahlreiche Anknüpfungspunkte mit

schon bestehenden Bewegungen auf der
Ebene der Kirchengemeinden, die sich
ergänzen und bestärken können: z.B. Aktion
„Faire Gemeinde“.
Das Netzwerk will auch theologisch-geisti-

ge und spirituelle Impulse geben. In den
Gruppen soll in jedem Fall viel diskutiert und
besprochen werden, das ist der Anfang allen
„Umdenkens“. Aber aus dem Umdenken
soll auch ein „Umhandeln“ werden, im per-
sönlichen Bereich wie auch durch Aktionen
im öffentlichen Bereich, um auch in der
Gesellschaft ein Umdenken zu bewirken. 
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bestimmt zu haben“, mahnt der EKD-Frie-
densbeauftragte und sieht hier die Gefahr
einer unkontrollierbaren Entgrenzung des
Krieges. „Aus meiner Sicht ist es wichtig,
dass wir als Evangelische Kirche in Deutsch-
land diese Diskussion intern wie öffentlich
führen und eine differenzierte ethische Argu-
mentation einklagen“, fordert der Landesbi-
schof.

Vermittlerrolle für Kirchen

Der EKD-Friedensbeauftragte zeigte sich in
Erfurt aber auch davon überzeugt, dass die
Kirchen in diesem Krieg, ebenso in anderen
Konflikten in der Welt eine Vermittlerrolle
spielen könnten. „In Karlsruhe hat die welt-
weite Ökumene in ihrer Abschlusserklärung
betont, dass Krieg nicht mit Gottes Natur
und seinem Willen für die Menschheit ver-
einbar ist und gegen die grundlegenden
christlichen und ökumenischen Prinzipien
verstoße“, betonte Landesbischof Friedrich
Kramer. Und er fügt hinzu: „Darum ist es
richtig und wichtig, dass die Vertreterinnen
und Vertreter der christlichen Kirchen in
Karlsruhe die Kirchenleitungen in Russland
wie auch in der Ukraine aufgefordert haben,
ihre Stimmen zu erheben, um gegen die
anhaltenden Tötungen, Zerstörungen, die
Vertreibung von Menschen in der Ukraine
klar Stellung zu beziehen.“
Bei der Vollversammlung des Oekumeni-

schen Rates der Kirchen in Karlsruhe hätten
die Vertreterinnen und Vertreter der Kirchen
die Regierungen der Welt zu größeren
Investitionen in die Suche nach und die För-
derung von Frieden sowie zur Stärkung von
Maßnahmen zur friedlichen Konfliktbewälti-
gung und von Versöhnungsprozessen aufge-
rufen. „Dies ist auch eine Aufforderung an
uns. In diesem Sinne müssen wir uns dafür
einsetzen, dass wegen der höheren Verteidi-
gungsausgaben nicht weniger Geld für
Armutsbekämpfung, soziale Sicherung,
Gesundheit, Bildung und Klimaschutz zur
Verfügung steht“, unterstrich der EKD-Frie-
densbeauftragte in Erfurt.

Neue Friedenswerkstatt

Welche Folgen der Krieg in der Ukraine,
aber auch die Konflikte in der Welt für die
kirchliche Friedensethik hätten, damit werde
sich die Friedenswerkstatt beschäftigen, die
im vergangenen Jahr gebildet wurde und der
neben Vertreterinnen und Vertreter der
Konferenz für Friedensarbeit, der konfessio-
nellen Bünde der EKD, der Synode und des
Rats der EKD auch sicherheitspolitische
Fachleute angehören.
„Hier wird es einen umfassenden Konsul-

tationsprozess zu aktuellen friedensethischen
Fragen geben, am Ende soll ein neuer frie-
densethischer Grundlagentext erarbeitet wer-
den.”
Kontakt: Verein für Friedensarbeit im Raum der EKD
e.V., Endenicher Straße41, 53115 Bonn, Tel.:
0228/24999-0, E-Mail: office@evangelische-friedens-
arbeit.de, www.evangelische-friedensarb-eit.de

Bisher kein ausreichendes Angebot 

Diese neue Initiative versucht, Defizite von
bereits bestehenden Klima-Netzwerken im
Bereich der Kirchen auszugleichen. Auf der
Ebene der Kirchengemeinden gibt es bisher
kein ausreichendes, kontinuierliches Angebot
an die Gemeindeglieder in diesem Bereich.
Den bestehenden großen kirchlichen Klima-
Netzwerken wie „Oekumenisches Netzwerk
Klimagerechtigkeit“ (OeNK) und „Oeku-
menischer Prozess: Umkehr zum Leben –
den Wandel gestalten“ (OeP), die beide sehr
gute Arbeit leisten im Bereich Information
und Bildung, deren Mitglieder aber Institu-
tionen (Landeskirchen, Bistümer, Kirchliche
Werke, Akademien, Zentren, Arbeitsstellen
etc.) sind, fehlt - auch nach eigener Aussage
- die Anbindung an die „Basis“ der Kirchen-
mitglieder. Hier existiert demnach eine echte
„Lücke“ im Klima-Engagement der Kirchen,
die es zu schließen gilt – wozu das Netzwerk
einen Beitrag leisten möchte. Ziel ist es,
besonders die Menschen, die noch nirgends
eingebunden sind, durch persönliche
Ansprache und Gruppenbildung in den Pro-
zess des Wandels mit hineinzunehmen. Das
Netzwerk orientiert sich dabei an der Bibel
und an der „Strategie Jesu“. 
Kontakt: Oekumenisches Netzwerk, „Christ*innen für
den Wandel“, c/o Pfr. Carsten Röhr, Wippershainer
Str. 2 F, 36251 Bad Hersfeld, Tel. 06621 / 2485, E-
Mail: carsten.roehr@ekkw.de

® KirchenVolksBewegung
“Wir sind Kirche”

Auf dem Weg zu einer
synodalen Kirche weltweit

“Wir sind Kirche” sieht den im März zu
Ende gegangenen Synodalen Weg in
Deutschland bei allen Enttäuschungen als
weltweit beispielhaften Prozess.
Der Synodale Weg in Deutschland hat

trotz wiederholter Bremsversuche des Vati-
kans und leider auch von Papst Franziskus
seine Feuertaufe bestanden. 
Die von manchen kritisierte kirchenrechtli-

che Unverbindlichkeit des Synodalen Weges
in Deutschland hat sich letztlich als gute
Chance erwiesen, mit wissenschaftlicher und
pastoraler Kompetenz die dringend notwen-
digen Reformbedarfe und Lösungswege auf-
zuzeigen, die bereits seit Jahrzehnten auf der
kirchlichen Agenda stehen: Machtfrage,
Priesterfrage, Frauenfrage und Sexualmoral.
“Wir sind Kirche” bedauert es allerdings

sehr, dass die großen Spannungen innerhalb
der Deutschen Bischofskonferenz bei fast
allen Themen einmütige und zukunftsfähige
Beschlüsse verhindert haben.
Deutlich wurden aber auch die großen

Veränderungshemmnisse, die die bestehende
hierarchische Verfassung der römisch-katho-
lischen Weltkirche darstellt. 
Kontakt: KirchenVolksBewegung „Wir sind Kirche“,
Postfach 65 01 15, 81215 München, Tel.: 08131/260
250, E-Mail: info@wir-sind-kirche.de



Bayern
Oekumenisches Netz in Bayern
Michael Kappus
Tölzer Str. 7, D-81379 München
www.oekumenisches-netz-bayern.de

Berlin
Kommunale Oekumene Treptow-Köpenick
Dr. Klaus Wazlawik
Rudower Straße 23, D-12557 Berlin
Tel.: 0 30/46734594
klaus.wazlawik@gmx.de

INKOTA
Chrysanthemenstr. 1–3, D-10407 Berlin
Tel.: 0 30/4208202-0
Fax: 0 30/4208202-10

Niedersachsen
Arbeitskreis Konziliarer Prozeß
Hermann de Boer
Masurenstr. 9b
D-31832 Springe

Oldenburg
Oekumenisches Zentrum Oldenburg e.V.
Kleine Kirchstr. 12, D-26122 Oldenburg
Tel./Fax: 04 41/2489524

Pfalz
Arbeitsstelle Frieden und Umwelt der
Evangelischen Kirche in der Pfalz
(Protestantische Landeskirche)
Referat Konziliarer Prozess
Große Himmelsgasse 3, D-67346 Speyer
Tel.: 0 62 32/6715-0
Fax: 0 62 32/6715-67
info@frieden-umwelt-pfalz.de

Nördliches Rheinland-Pfalz und Saarland 
Oekumenisches Netz Rhein-Mosel-Saar 
Dominic Kloos 
Pfarrgemeinde St. Franziskus
Fröbelstr. 9, D-56073 Koblenz
www.oekumenisches-netz.de

Rheinland

Solidarische Kirche im Rheinland
c/o Rita Horstmann, Deutz-Mülheimer-
Str. 199,  D-51063 Köln,
soki.rheinland@arcor.de, www.solidarische-
kirche.de

Sachsen-Anhalt
Lothar-Kreyssig Oekumene-Zentrum
Am Dom 2
D-39104 Magdeburg
Tel.: 03 91/5346-4 93
Fax: 03 91/5346-4 90
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Oekumenische Netze im Konziliaren Prozess
Der OEKUMENISCHE INFORMATIONSDIENST bietet unter anderem den hier aufgeführten oekume -
nischen Netzen eine Austauschplattform.

Westfalen
Oekumenisches Netz in Westfalen
MÖWe,Annette Muhr-Nelson, Olpe 35 
D-44135 Dortmund
Tel.: 02 31/5409-72
Fax: 02 31/5409-21

Solidarische Kirche Westfalen-Lippe
Michael Nelson, Geschäftsführer
Graf-Adolf-Str. 61, D-58730 Fröndenberg
Tel.: 0 23 73/1768835
muhr-nelson@freenet.de

Württemberg
Oekumenisches Netz Württemberg
Sylvia Dieter, Nahe Weinbergstr. 12
D-74348 Lauffen am Neckar
Tel.: 0 7133/21068

Oekumenisches Netz in Deutschland
Geschäftsstelle der kommunalen Oekumene
Treptow-Köpenick 
Dr. Klaus Wazlawik, Rudower Str. 23
D-12557 Berlin, Tel.: 0 30/46734594
info@kommunale-oekumene.de
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Einladung 

zur Förderung der
Stiftung Oekumene

Unterstützen Sie die Initiativen für
Gerechtigkeit, Frieden und
Bewahrung der Schöpfung über die
gemeinnützige Stiftung Oekumene
als Plattform für vielfältige
Initiativen

Stiftung Oekumene

Konto 100 008
bei der Frankfurter Sparkasse
IBAN DE94 5005 0201 0000 1000 08

Spendenbescheinigungen versenden wir ab 
50,– Euro pro Jahr. Dafür bitten wir Sie um 
Ihre Postanschrift.

Möchten Sie die Zeitschrift

regelmäßig erhalten? 
Nur 10,– Euro im Jahr! 
Eine kurze Mitteilung per E-Mail
oder Post genügt.

Stiftung Oekumene, 
Lindenspürstr. 30, 70176 Stuttgart,
ecunet@t-online.de
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